
Bürger, Straftaten konsequent zu bekämpfen und der 
Kriminalität wirksam vorzubeugen. Das erfordert die 
kompromißlose Bloßlegung ihrer Wurzeln, die exakte 
Feststellung der strafrechtlicheh Verantwortlichkeit und 
der Persönlichkeit des Angeklagten sowie der Ursachen 
und Bedingungen seines Handelns.
Die Feststellung der Wahrheit ist nicht bloß für die 
Beantwortung der Frage, ob der Angeklagte schuldhaft 
oder nicht schuldhaft handelte, von Bedeutung. Unser 
sozialistisches Strafrecht verlangt neben der exakten 
Schuldfeststellung zugleich die Aufdeckung der Ur­
sachen und Bedingungen der Straftat, die Einschätzung 
der Persönlichkeit des Angeklagten und die Feststel­
lung der Folgen der Tat. Das ist zur wirksamen Be­
kämpfung und Verhütung der Kriminalität nicht nur 
im Einzelfall, sondern auch als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe notwendig. Das Gebot der Wahrheitserfor­
schung gilt daher für alle im Strafverfahren zu tref­
fenden Feststellungen.
Die Gewähr für die Lösung der gerichtlichen Aufgaben 
auf dem Gebiet der Beweisaufnahme und der Wahr­
heitsfindung im Strafprozeß liegt einmal in den sozia­
listischen gesellschaftlichen Verhältnissen selbst, in^ de­
nen der Klassenantagonismus und die diesem eigene 
Beschränkung der Erkenntnis der Wahrheit, insbeson­
dere im gesellschaftlichen Bereich, beseitigt sind. Sie 
ist zum anderen in der sozialistischen Parteilichkeit 
begründet, die der wissenschaftlichen Beweisführung 
immanent ist, mit der die Gerichte an die Erforschung 
und Feststellung der Wahrheit ,im Strafverfahren her- 
angehen.
Hierin wird auch der grundlegende Unterschied zur 
Rechtsprechung in der westdeutschen Bundesrepublik 
sichtbar. Die Eingliederung der Gesetzgebung und der 
Rechtsprechung in das staatsmonopolistische Herr­
schaftssystem wird dort auch auf dem Gebiet des Be­
weisrechts sichtbar. Es kann daher nicht verwundern, 
daß sich reaktionäre Strafprozeßtheoretiker und -prak- 
tiker bemühen, auf dem Gebiet der gerichtlichen Be­
weisführung das Problem der Wahrheit zu entstellen, 
und nur solche Erkenntnisse als wahr anerkennen, die 
für die Realisierung der reaktionären Klasseninteressen 
nützlich sind.
Es ist aufschlußreich, wie sich in der kapitalistischen 
und imperialistischen Rechtstheorie und -praxis die 
Auffassungen von dem, was als „Wahrheit“ im Er­
gebnis der Beweisaufnahme festzustellen ist, gewandelt 
haben. Während in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
noch gefordert wurde: „Es genügt als Zustand, der die 
Verurteilung rechtfertigen kann, nur der Zustand der 
Gewißheit“1, hieß es in den achtziger Jahren schon, 
daß diese Gewißheit „von der Wahrscheinlichkeit nur 
dem Grade, nicht aber der Art nach verschieden, 
äußerlich nicht meßbar“ sei2. Noch weiter ging das ehe­
malige Reichsgericht in einer Entscheidung aus dem 
Jahre 1927: „Der Richter muß sich mit einem so hohen 
Grad von Wahrscheinlichkeit begnügen, wie er bei mög­
lichst erschöpfender und gewissenhafter Anwendung 
der vorhandenen Mittel der Erkenntnis entsteht. Ein 
solcher Grad von Wahrscheinlichkeit gilt als Wahr­
heit.“3 Die Krönung dieses Subjektivismus lieferte der 
westdeutsche Bundesgerichtshof in einem Urteil aus 
dem Jahre 1953, das auch heute noch für die Recht­
sprechung richtungweisend ist. Dort heißt es: „ . . . das 
Wesen der freien Beweiswürdiguag besteht nicht nur 
in der Freiheit von gesetzlichen Beweisregeln, sondern

1 Mlttermeyer, Das deutsche Strafverfahren, 1. TeU, Heidelberg 
1845, S. 526.
2 Glaser, Handbuch des Strafprozesses, Bd. 1, Leipzig 1883, 
S. 347.
3 RGSt Bd. 61, S. 206.
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auch in der Freiheit der Entschließung bei der Beant­
wortung der Schuldfrage gegenüber objektiv an sich 
möglichen Zweifeln. Der Begriff der Überzeugung 
schließt die Möglichkeit eines anderen, auch gegentei­
ligen Sachverhalts nicht aus.“'4
Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß eine solche 
Wahrheitsauffassung mit sozialistischen Grundsätzen 
unvereinbar ist, da sie unwissenschaftlich ist und nicht 
der Arbeiterklasse und den mit ihr verbündeten Klas­
sen und Schichten dient. Das sozialistische Strafverfah­
ren kann seine Funktion nur dann erfüllen, wenn in 
ihm die Wahrheit über die Strafsache zweifelsfrei fest­
gestellt wird.
Die Feststellung der Wahrheit ist in der sozialistischen 
Ordnung generell und im Strafverfahren im besonderen 
eine notwendige Bedingung wirksamer wissenschaftlicher 
staatlicher Leitungstätigkeit. Das unterstrich auch der 
Vorsitzende des Staatsrates, Walter U l b r i c h t ,  als er 
in seiner Programmatischen Erklärung vom Oktober 
1960 unter der Thematik „Grundfragen unserer Staats­
politik“ ausführte: „Das Wichtigste sind: Wahrheit und 
Klarheit.“5

Zu einigen Ergebnissen von Untersuchungen 
über die gerichtliche Beweisführung

Untersuchungen der gerichtlichen Praxis haben erge­
ben, daß in der überwiegenden Mehrheit aller Straf­
verfahren die Schuld der Angeklagten zweifelsfrei fest­
gestellt wird. Darin spiegelt sich das große Verant­
wortungsbewußtsein der Richter bei der Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit wi­
der. Diese positive Gesamteinschätzung darf jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß teilweise, insbeson­
dere bei komplizierten Sachverhalten, in der gericht­
lichen Beweisführung und Wahrheitsfindung noch Män­
gel auftreten. Sie zeigen sich in folgendem:
1. Das Wesen des Verhaltens des Angeklagten wird 
noch nicht überall in seinen gesellschaftlichen Zusam­
menhängen erforscht. Manche Gerichte begnügen sich 
mit der Feststellung des äußeren Tatgeschehens.
2. Teilweise werden die wirklichen Ursachen und Be­
dingungen des Verhaltens des Angeklagten nicht exakt 
nachgewiesen.
3. Es mangelt an einer umfassenden Aufklärung und 
Charakterisierung der Schwere der Straftat.
4. Bei Delikten, die von mehreren Tätern begangen 
wurden, wird zuweilen der Tatbeitrag der einzelnen 
Täter nicht gründlich genug erforscht.
5. Bei mehrfachen Eigentumsdelikten und bei Rückfall­
delikten wird aus dem zweifelsfreien Nachweis einer 
oder mehrerer Handlungen teilweise unzulässig ohne 
exakten Nachweis auf das Vorliegen weiterer Hand­
lungen geschlossen.
Die Ursachen für diese Mängel liegen in
— unzureichenden Kenntnissen über die theoretischen 

Grundfragen der Beweisführung und Wahrheitsfin­
dung, . insbesondere über die Maßstäbe, die das so­
zialistische Strafrecht dafür gesetzt hat;

— nicht genügender Beherrschung der praktischen An­
forderungen an Inhalt und Umfang der gerichtlichen 
Beweisaufnahme, wie sie sich aus entsprechenden 
Leitungsdokumenten des Obersten Gerichts und sei­
ner Rechtsprechung ergeben;

— noch ungenügender Fähigkeit, festgestellte Fakten 
richtig in die gesellschaftlichen Zusammenhänge und 
die jeweilige Situation einzuordnen und zu bewer­
ten;

4 Goltdammers Archiv für Strafrecht 19/54, Heft 5, S. 152.
5 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staatsrates 
der DDR vor der Volkskammer am 4. Oktober 1960, Berlin 1960, 
S. 34.


